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Bekanntmachung gemäß § 7 Abs. 7 
Schulversuchsverordnung 

Gemäß Schulversuchsverordnung § 7 Abs. 7 vom 23. April 
1997 wird hiermit angezeigt, dass die Jenaplanschule Lübbe­
nau seit dem Schuljahr 2001/02 berechtigt ist, sich als Schule 
mit besonderer Prägung zu organisieren. 

II. Nichtamtlicher Teil 

Die nachfolgende Lesefassung berücksichtigt die am 1. Januar 
2002 in Kraft getretene Verordnug zur Änderung der Ersatz­
schulzuschussverordnung und folgt der Neuregelung der deut­
schen Rechtschreibung. 

Lesefassung der Verordnung über die Bewilligung 
von Zuschüssen an die Träger von Ersatzschulen 

(Ersatzschulzuschussverordnung – ESZV) 
vom 14. November 1997 (GVBl. II Seite 878) 

in der Fassung der Verordnung zur Änderung 
der Ersatzschulzuschussverordnung 

vom 23. Dezember 2001 (GVBl. II S. 6) 

Auf Grund des § 124 Abs. 9 des Brandenburgischen Schulge­
setzes vom 12. April 1996 (GVBl. I S. 102) zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Juni 2001 (GVBl. I S. 62), 
verordnet der Minister für Bildung, Jugend und Sport: 

§ 1 
Antrags- und Bewilligungsverfahren 

(1)Das Antrags- und Bewilligungsverfahren für die Gewährung 
eines öffentlichen Finanzierungszuschusses gemäß § 124 
Abs. 1 des Brandenburgischen Schulgesetzes richtet sich nach 
dem jeweiligen Zuschussanspruch. 

(2) Für den nach Maßgabe von § 124 Abs. 2 bis 5 des Branden­
burgischen Schulgesetzes beanspruchten Zuschuss für Perso­
nalkosten, Sachkosten und Kosten für die Schulraumbeschaf­
fung gilt: 

1.	 Der Zuschuss wird auf Antrag des Schulträgers für die 
Dauer eines Haushaltsjahres bewilligt. Der Antrag ist je­
weils bis zum 31. August des vorhergehenden Haushalts­
jahres bei dem für Schule zuständigen Ministerium schrift­
lich einzureichen. Auf gemeinnütziger Grundlage arbeiten­
de Schulträger haben dem Antrag einen aktuellen Nach­
weis für die Gemeinnützigkeit beizufügen. 

2.	 Voraussetzung für die erstmalige Gewährung eines öffent­
lichen Finanzierungszuschusses ist im Sinne von § 124 

Abs. 3 des Brandenburgischen Schulgesetzes entweder die 
Feststellung, dass die betreffende Ersatzschule nach der Er­
öffnung zwei Jahre ohne wesentliche Beanstandungen ge­
arbeitet hat oder die Feststellung eines besonderen öffent­
lichen Interesses. Von einem besonderen öffentlichen Inter­
esse ist dann auszugehen, wenn ein entsprechendes Ange­
bot von Schulen in öffentlicher Trägerschaft nicht in aus­
reichendem Maße besteht. 

3.	 Der Schulträger meldet dem für Schule zuständigen Minis­
terium bis zum 31. Oktober des Haushaltsjahres die Zahl 
der für das übernächste Haushaltjahr erwarteten Schülerin­
nen und Schüler, aufgeteilt nach Schuljahren. Bis zum 
31. August ist auf der Grundlage der aktuellen Schülerzah­
len die Schülerzahl des folgenden Haushaltsjahres zu prä­
zisieren und dem Antrag gemäß Nummer 1 Satz 2 als Anla­
ge beizufügen. Bei der Meldung der Schülerzahlen sind die 
ausländischen Schülerinnen und Schüler, die sich nur zum 
Zweck des Schulbesuches in der Bundesrepublik Deutsch­
land aufhalten, als Unterpositionen auszuweisen. Für diese 
Schülerinnen und Schüler wird keine Finanzhilfe gewährt. 
Nichtgemeinnützige Schulträger müssen zu den vorge­
nannten Terminen alle voraussichtlichen Einnahmen und 
Ausgaben für die Durchführung des Schulbetriebes darle­
gen. 

4.	 Dem Schulträger ist vom für Schule zuständigen Ministe­
rium (Bewilligungsbehörde) ein Bewilligungsbescheid zu 
erteilen. Bewilligungsjahr ist das Haushaltsjahr, für das der 
Zuschuss beantragt worden ist. Der bewilligte Betrag wird 
in zwölf gleichen Teilbeträgen jeweils bis zum 10. Werktag 
jedes Monats gezahlt. Wechselt die Schulträgerschaft, so 
steht dem neuen Schulträger der anteilige Zuschuss ab dem 
Zeitpunkt des Schulträgerwechsels zu; der Anspruch des 
neuen Schulträgers richtet sich gegen den bisherigen 
Schulträger. 

5.	 Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung des Zu­
schusses, so hat der Schulträger dies auch nach Erhalt des 
Bewilligungsbescheides unverzüglich der Bewilligungsbe­
hörde mitzuteilen. Anträge auf Erhöhung des bewilligten 
Zuschusses infolge einer unvorhergesehenen Zunahme der 
Anzahl der Schülerinnen und Schüler der betreffenden Er­
satzschule sind bis zum 20. August des Bewilligungsjahres 
zu stellen. 

6.	 Bereits gezahlte Zuschüsse, auf die wegen Änderung der 
Grundlage für die Berechnung des Zuschusses kein An­
spruch bestand, sind nach Aufforderung unverzüglich zu­
rückzuzahlen. Hat es der Schulträger versäumt, diese Än­
derung der Bewilligungsbehörde unverzüglich mitzuteilen, 
wird der Rückzahlungsbetrag nach Ablauf von vier Wo­
chen seit dem Zeitpunkt des Entstehens der Änderung mit 
drei vom Hundert über dem jeweils geltenden Basiszins­
satz nach § 1 des Diskontsatz-Überleitungs-Gesetzes 
(DÜG) vom 9. Juni 1998 (BGBl. I S. 1242) verzinst. 

(3) Für einen nach Maßgabe von § 124 Abs. 6 und 7 des Bran­
denburgischen Schulgesetzes beanspruchten Zuschuss sind die 
für Schulen in öffentlicher Trägerschaft geltenden Bestimmun­
gen zu beachten. Zuschüsse für notwendige bauliche Investitio­
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nen gemäß § 124 Abs. 6 des Brandenburgischen Schulgesetzes 
werden nach dem Antrags- und Bewilligungsverfahren der För­
derrichtlinien zu § 115 des Brandenburgischen Schulgesetzes 
in der jeweils gültigen Fassung gewährt. Die Gewährung von 
Zuschüssen für den gemeinsamen Unterricht von Schülerinnen 
und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf mit 
Schülerinnen und Schülern ohne sonderpädagogischen Förder­
bedarf erfolgt gegebenenfalls nach Maßgabe der entsprechen­
den Förderrichtlinien. 
(4) Die Zuschüsse nach Maßgabe von § 124 Abs. 8 des Bran­
denburgischen Schulgesetzes werden für Lernmittel auf der 
Grundlage der Verordnung über die Lernmittelfreiheit gewährt. 
Der Schulträger erhält auf Antrag einen jährlichen Zuschuss 
bis zur Höhe des Schulträgeranteils am jeweiligen durch­
schnittlichen Richtbetrag pro Jahr. Für Schülerfahrtkosten sind 
die entsprechenden Mittel bis zur Höhe der Beträge je Fahr­
schülerin oder Fahrschüler, die den Landkreisen und kreis­
freien Städten auf der Grundlage des Gemeindefinanzierungs­
gesetzes für das jeweilige Haushaltsjahr zur Durchführung des 
Schullastenausgleichs zugewiesen werden, auf Antrag an den 
Schulträger zu zahlen. Die Zahl der Anspruchsberechtigten ist 
vom Schulträger für die jeweilige Ersatzschule auf der Grund­
lage der in der örtlich einschlägigen Satzung des Landkreises 
oder der kreisfreien Stadt für die Schülerbeförderung festge­
legten Entfernungsgrenzen zu ermitteln. Für den Fall, dass die 
Landkreise oder kreisfreien Städte in Einzelfällen zu einer frei­
willigen Schülerfahrtkostenerstattung bereit sind, werden ihnen 
auf Antrag die entsprechenden Zuschüsse bewilligt. Die Zu­
schüsse werden in zwei anteiligen Raten im April für den Zei­
traum Januar bis Juli und im Oktober für den Zeitraum August 
bis Dezember bewilligt. Der Antrag ist halbjährlich jeweils bis 
zum 31. März oder bis zum 31. Oktober des Haushaltsjahres 
bei dem für Schule zuständigen Ministerium einzureichen. 

§ 2 
Grundsätze für die Berechnung 

der vergleichbaren Personalkosten 

(1) Der öffentliche Finanzierungszuschuss für Personalkosten, 
Sachkosten und Kosten für die Schulraumbeschaffung gemäß 
§ 124 Abs. 2 und 5 des Brandenburgischen Schulgesetzes wird 
auf der Grundlage der vergleichbaren Personalkosten einer ent­
sprechenden Schule in öffentlicher Trägerschaft berechnet. 
Vergleichbare Personalkosten im Sinne des § 124 Abs. 2 des 
Brandenburgischen Schulgesetzes sind die durchschnittlichen 
Personalkosten für angestellte Lehrkräfte und sonstiges Schul­
personal der entsprechenden Schulen in öffentlicher Träger­
schaft. 

(2) Der Berechnung werden zugrunde gelegt: 

1.	 Die Relationen Schüler je Lehrer an Schulen in öffentlicher 
Trägerschaft der jeweiligen Schulform oder Schulstufe, die 
dem Haushaltsplan des für Schule zuständigen Ministeri­
ums des vorhergehenden Jahres für den Zeitraum von Janu­
ar bis Juli und dem Haushaltsplan des betreffenden Jahres 
für den Zeitraum August bis Dezember zugrunde liegen. 

2.	 Die Durchschnittssätze für Vergütungen der Lehrkräfte und 
des sonstigen pädagogischen Personals, die das Land Bran­

denburg für angestellte Lehrkräfte sowie pädagogische 
Hilfskräfte in vergleichbaren Schulen in öffentlicher Trä­
gerschaft nebst Zulagen und Arbeitgeberanteilen zur Sozi­
alversicherung zu zahlen hat. Zur Feststellung der Perso­
nalkostendurchschnittssätze ermittelt das für Schule zu­
ständige Ministerium den repräsentativen Beschäftigten 
des öffentlichen Schulwesens nach Alter, Familienstand 
und Kinderzahl auf der Basis der Personalausgaben des 
Haushaltsjahres, das dem Zuschusszeitraum vorangeht. 
Die für diesen Beschäftigten unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Rechtslage hinsichtlich Urlaubsgeld, Weihn­
achtsgeld und Tarifverbesserungen anfallenden Vergütun­
gen je Vergütungsgruppe bilden die Personalkostendurch­
schnittssätze. 

3.	 Die Vergütungs- und Besoldungsgruppen für Lehrkräfte 
sowie für sonstiges pädagogisches Personal, die den tarif­
und besoldungsrechtlichen Vorschriften entsprechen. 

4.	 Die vom Landesbetrieb für Datenverarbeitung und Statistik 
Brandenburg für das zweite vorhergehende Haushaltsjahr 
erhobenen Personalausgaben für das sonstige Personal an 
Schulen in öffentlicher Trägerschaft in den jeweiligen 
Schulformen. Dabei werden die statistisch nachgewiesenen 
Ausgaben zur Anzahl der Schülerinnen und Schüler in den 
betreffenden Schulen in öffentlicher Trägerschaft in Rela­
tion gesetzt. Die Kosten für sonstiges Personal, für das an 
Schulen in öffentlicher Trägerschaft überwiegend kein ei­
genes Personal mehr eingesetzt wird, werden durch eine 
Pauschale abgegolten. Die Berechnung der Pauschale wird 
für die einzelnen Schulformen durch Multiplikation der 
Kosten für das sonstige Personal je Schülerin oder Schüler 
mit folgenden Faktoren vorgenommen: 

Grundschule 1,75 
Gesamtschule, Realschule, Gymnasium 1,60 
Förderschule, Berufliche Schule 1,15. 

Die für die Berechnung des öffentlichen Finanzierungszu­
schusses gemäß den Nummern 1 bis 4 zu verwendenden Grö­
ßen werden durch das für Schule zuständige Ministerium im 
Rahmen der dafür zu erarbeitenden „Zuschussgrundsätze für 
das Haushaltsjahr ....“ festgeschrieben. 

(3) Für die nicht mit Schulen in öffentlicher Trägerschaft ver­
gleichbaren Schulen werden hinsichtlich der Berechnungs­
grundlagen für die Bezuschussung entsprechend der Spezifik 
der jeweiligen Bildungseinrichtung vom für Schule zuständi­
gen Ministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium der 
Finanzen gesonderte Festlegungen getroffen. In entsprechen­
den Schulen oder Klassen für Menschen mit sonderpädagogi­
schem Förderbedarf findet bezogen auf die Anzahl der Schüle­
rinnen und Schüler mit geistiger Behinderung oder schwerer 
Mehrfachbehinderung § 124 Abs. 5 des Brandenburgischen 
Schulgesetzes Anwendung. Dabei muss der sonderpädagogi­
sche Förderbedarf im Ergebnis eines Förderausschussverfah­
rens oder im Zusammenhang mit der Eingliederung durch die 
Bundesanstalt für Arbeit festgestellt worden sein. 

(4) Zur Berechnung des öffentlichen Finanzierungszuschusses 
für die Ersatzschulen werden Kostensätze je Schülerin oder 
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Schüler (Schülerkostensätze) gebildet. Die Schülerkostensätze 
werden für die einzelnen Schulformen oder Schulstufen er­
mittelt. Die Leitungsanteile werden in Form eines Zuschlages 
berücksichtigt. Dabei werden die durchschnittlichen Schülerzah­
len des Haushaltsjahres von den in die Finanzhilfe einzubezie­
henden Ersatzschulen der jeweiligen Schulform oder Schulstufe 
auf der Basis der Finanzhilfeanträge der Schulträger verwendet. 

§ 3 
Berücksichtigung der Einnahmen 

(1) Einnahmen eines nichtgemeinnützigen Schulträgers gemäß
§ 124 Abs. 2 Satz 4 des Brandenburgischen Schulgesetzes sind 
die mit dem Betrieb der Ersatzschule in einem rechtlichen oder 
wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Einnahmen, die 
dem Schulträger im Bewilligungsjahr zufließen, mit Ausnahme 
des Zuschusses des Landes Brandenburg. 

(2) Als Einnahmen gelten nicht 

1.	 zweckgebundene Spenden für nicht bauliche Beschaffun­
gen, die nicht der Erfüllung der vom Schulträger üblicher­
weise wahrzunehmenden Aufgaben dienen, 

2.	 Mittel, die der Deckung einmaliger Ausgaben für den Bau 
oder den Erwerb von notwendigen Schulgebäuden sowie 
für den Erwerb von Schulgrundstücken dienen und nach­
weisbar entsprechend verwendet werden, 

3.	 freiwillige Beiträge der Eltern zur Unterstützung der Fi­
nanzierung zusätzlicher Angebote und Leistungen im 
außerschulischen und außerunterrichtlichen Bereich, wie 
beispielsweise Freizeitangebote und Versorgung mit Mahl­
zeiten, die vom Schulträger in seiner Buchführung ge­
sondert nachzuweisen sind. 

§ 4 
Nachweis und Prüfung der Verwendung der Zuschüsse 

(1) Der Schulträger hat alle Einnahmen und Ausgaben des Be­
willigungsjahres in einem Haushalts- oder Wirtschaftsplan aus­
zuweisen. Er hat seine Kassen- und Buchführung und die Aus­
gestaltung der Belege nach den für das öffentliche Haushalts­
wesen geltenden Grundsätzen oder nach den Grundsätzen der 
kaufmännischen Buchführung einzurichten. Als Nachweis für 
die Verwendung können nur die im Bewilligungsjahr tatsäch­
lich geleisteten Ausgaben für den Schulbetrieb und Ausgaben 
für die Schulraumbeschaffung, einschließlich Ausgaben für 
Tilgungen, sowie Rücklagen für die Arbeitgeberkosten der Al­
tersteilzeitgewährung für Lehrkräfte und sonstiges Schulperso­
nal Berücksichtigung finden. 

(2) Innerhalb von drei Monaten nach Ablauf eines Bewilli­
gungsjahres legt der Schulträger der Bewilligungsbehörde für 
diesen Zeitraum den Verwendungsnachweis zur Prüfung vor. 

(3) Das für das Schulwesen zuständige Mitglied der Landesre­
gierung und der Landesrechnungshof Brandenburg sind be­
rechtigt, die Angaben des Schulträgers an Ort und Stelle zu 
prüfen oder durch einen Beauftragten prüfen zu lassen. Der 

Schulträger ist verpflichtet, hierzu jederzeit Einblick in die Bü­
cher und Belege der Schule zu geben sowie die geforderten 
Auskünfte zu erteilen und Nachweise zu erbringen. 

§ 5 
Rückforderung überzahlter Beträge 

(1) Ist der auf Grund des Verwendungsnachweises für das Be­
willigungsjahr zuzubilligende Betrag geringer als der bewillig­
te und gezahlte Zuschuss, so ist der Differenzbetrag zurückzu­
zahlen. § 1 Abs. 2 Nr. 6 bleibt unberührt. 

(2) Ist der Differenzbetrag nach Ablauf von vier Wochen seit 
der Zustellung des Rückforderungsbescheides nicht zurückge­
zahlt, so kommt der Schulträger in Verzug und hat den über­
zahlten Betrag mit drei vom Hundert über dem jeweils gelten­
den Basiszinssatz gemäß § 1 des Diskontsatz-Überleitungs-Ge-
setzes zu verzinsen, es sei denn, der überzahlte Betrag ist unbe­
stritten und kann mit künftigen Zuschüssen verrechnet werden. 

§ 6 
Übergangsvorschrift 

Die vor In-Kraft-Treten dieser Verordnung gestellten Anträge 
auf Gewährung eines Zuschusses gelten als Anträge im Sinne 
von § 1 Abs. 1. 

§ 7 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. 

Potsdam, den 23. Dezember 2001 

Der Minister für 
Bildung, Jugend und Sport 

Steffen Reiche 

Infotag an der Uni Potsdam 

Für all diejenigen, die noch nicht genau wissen, was und wo sie 
eigentlich studieren wollen, findet am 21. Juni 2002 an der 
Universität Potsdam der traditionelle Hochschulinformations­
tag statt. Hier können sich noch Suchende einen Einblick in die 
Ausbildungspalette der Einrichtung und in die vorhandenen 
Rahmenbedingungen verschaffen. Eröffnet wird der Tag mit ei­
ner zentralen Veranstaltung um 10.00 Uhr im Auditorium ma­
ximum, Haus 8, Uni-Komplex Am Neuen Palais. Am ganzen 
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Hochschulinformationstag gibt es außerdem in speziellen In-
fo-Veranstaltungen der Fächer die Möglichkeit, Konkretes zu 
den einzelnen Studiengängen und zu Fragen rund ums Studium 
zu erfahren. Im Rahmen einer Info-Messe werden sich zudem 
zentrale Einrichtungen der Hochschule, die Berufsberatung für 
Abiturienten des Arbeitsamtes sowie das Studentenwerk vor­
stellen. Präsentieren wollen sich am 21. Juni auch alle anderen 
Universitäten und Fachhochschulen des Landes Brandenburg. 
Weitere Informationen zum Programm erteilt die Zentrale 
Studienberatung der Universität Potsdam, Postfach 601553, 
14415 Potsdam, Telefon: 0331/977-1682, E-Mail: 
ZSB@rz.uni-potsdam.de. Einzelheiten sind auch im Internet 
unter der Uni-Adresse http://www.uni-potsdam.de/u/verwal-
tung/dezernat2/zsb/hit.htm nachzulesen. 

35. Rudolf-Dreikurs-Sommerschule 

Die 35. Rudolf-Dreikurs-Sommerschule findet vom 21. Juli bis 
zum 3. August 2002 in der Ostdeutschen Sparkassen Akademie 
in Potsdam statt. 
Das Internationale Komitee für Adlerianische Sommer-Schu-
len und -Institute (ICASSI) wendet sich mit seinem Programm 
unter anderem an Lehrerinnen und Lehrer, Kinder und Jugend­
liche sowie in sozialen Berufen Tätige. Rudolf Dreikurs grün­
dete ICASSI, um die Lehre Alfred Adlers (1870-1937) zu ver­
breiten. In der Individualpsychologie Alfred Adlers sah Drei­
kurs nicht nur eine Behandlungsmethode für seelische Krank­
heiten, sondern auch eine Lebensphilosophie. 
ICASSI verbindet in seinem Angebot der Sommer-Schule eine 
bereichernde Gemeinschaftsatmosphäre mit professionellem 
Training. Im theoretischen Unterricht und in praktischen 
Übungen werden individualpsychologische Theorien und Me­
thoden sowie deren Anwendung vermittelt. (Weitere Informa­
tionen unter: www.icassi.org.) 

2. „Zeitschriften-Kompass“ erschienen 

Über mehr als 100 Fachzeitschriften für das Bildungswesen in­
formiert die zweite Ausgabe des „Zeitschriften-Kompasses“. 
Das umfangreiche Angebot von rund vierzig Verlagen wird 
unterteilt nach Unterrichtsfächern, Schulformen, Kinder- und 
Jugendzeitschriften sowie interdisziplinären Zeitschriften. Die 
einzelnen Publikationen werden mit ihren bibliografischen An­
gaben, Preisen und der Bestelladresse sowie in einer knappen 
Information zum Inhalt vorgestellt. Erzieherinnen und Erzie­
her, Lehrerinnen und Lehrer können sich in dieser Broschüre 
schnell und umfassend eine Übersicht der pädagogischen Zeit­
schriften erschließen. Die Broschüre ist kostenlos beim Institut 
für Bildungsmedien e.V., Zeppelinallee 33, 60325 Frankfurt 
am Main, erhältlich oder über die Website www.vds-bildungs-
mdien.de zu bestellen. 

Kinder werden Umweltfreunde 
Aktion 2002-Rio+10 - Schulfeste 

als Umweltfeste gestalten 
Hedwig Wilken 

Alle Kinder sollten Umweltfreunde sein und sie sollten die 
Möglichkeit haben, es zu werden! Wie aber lässt sich eine fä­
cherübergreifende Umweltbildung zur Förderung eines zu­
nächst positiven Umweltbewusstseins bei Kindern entwickeln 
und gestalten? 

Vor 10 Jahren haben fast 180 Staaten auf einer  UN-Konferenz 
für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro die „Agen­
da 21“ unterschrieben und damit ihr Engagement für eine um­
fassende ökologische, ökonomische und soziale Sicherung der 
Lebensbedingungen für die Menschengemeinschaft versichert. 
Da eine Veränderung des Lebensstils nicht ohne eine Verände­
rung der Wahrnehmungs-, Einstellungs- und  Denkweisen 
möglich ist, wird in der Agenda und in den Programmen der 
„Nachhaltigen Entwicklung“ der Bildung und Erziehung eine 
besondere Bedeutung beigemessen (vgl. Kapitel 36, Agenda 21). 

Um das Thema „Umwelt“ auf eine neue Weise in das Bewusst­
sein von Kindern und Erwachsenen zu holen, um eine Verant­
wortungs- und Handlungsmotivation auf eine positive Weise zu 
wecken, können Schulfeste im Jahr 2002  nach den Prinzipien 
der partnerschaftlichen Partizipation als Umweltfeste gestaltet 
werden. 

Vielfach verbinden Kinder mit dem Wort „Umwelt“ nur Nega­
tives wie Müll, Dreck, Abgase ..., Aussagen wie: „Ich mache 
selten Umwelt, ich werfe meinen Müll in die Tonne“ machen 
dieses deutlich.. Eine kleine Assoziationsumfrage zum Begriff 
„Umwelt“ in 4 Schulen zeigte, dass die 10-Jährigen bei 5 Nen­
nungen bis zu 70% negative Begriffe nannten. In der Schule 
mit umweltpädagogischer Beratung und nach der Durchfüh­
rung des Modell-Umweltfestes waren  fast 80% der Begriffe 
positiv zu bewerten. 

Zur Unterstützung der Aktion „Kinder werden Umweltfreunde 
Aktion 2002-Rio+10 - Schulfeste als Umweltfeste gestalten“ 
könnten die üblichen Schul- und Sommerfeste als Fest mit ei­
nem Thema, welches alle berührt, berühren sollte, nämlich 
„Umwelt“, erweitert und bereichert werden. Die Initiierung 
und Durchführung von „Umweltfesten“ hat das Ziel, dass sich 
Erwachsene und Kinder generations- und fächerübergreifend 
dem Thema Umwelt mitbestimmend und gestaltend nähern, 
um so ein zunächst positives Verhältnis zum Thema, zum Um­
weltschutz als Lebensstil, entwickeln zu können. So sollen in 
Zusammenarbeit der Kinder, Lehrkräfte und Eltern zu selbst­
gewählten Themenständen, Stationen, Spiele ( Ausstellungen 
zu Natur- und Umweltthemen, Umwelttheater, Umweltmusik, 
Umweltflohmarkt, Umweltkunst, Umweltmusik...) Interessens­
und Aktionsgruppen gebildet werden. 

Auch die Aktion Umweltpass „Ich bin eine Umweltfreund“, 
„Ich bin eine Umweltfreundin“ kann das positive Umweltbe­
wusstsein der Kinder fördern. Jeder soll ohne Leistungsdruck 
und Kontrolle von außen -  selbst überlegen und entscheiden, 
was er zum Schutze der Umwelt tun will und kann. Wün­
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schenswert wäre es, wenn möglichst viele Kinder zu Umwelt­
freunden werden wollen, wenn sie durch die Umweltpässe in 
den Schulen, Kindergärten und anderen Orten über den Pflege 
der Umwelt diskutieren und ihren eigenen Handlungsrahmen 
erkennen und wahrnehmen.  Der Umweltpass ist als eine inne­
re und äußere kindliche „Umwelt-Bewegung“ gedacht. 
Wird ein Schulfest als Umweltfest gestaltet, so bedeutet dieses 
nicht mehr Arbeit und Engagement von Einzelnen, sondern 
durch die konzeptionelle Struktur und die damit verbundenen 
Gestaltungsprinzipien gibt es gute Chancen der Entlastung, 
was die praktische Umsetzung im Modellversuch bestätigt hat! 

Es muss ein wertsschätzendes Umweltbewusstsein, eine kind­
gerechte Umweltethik gebildet werden können, die den Um­
weltschutz als Lebenshaltung und Lebensstil  zu Grunde legt. 
So sollen Kinder möglichst früh viele Chancen erhalten, eine 
„Ökologische Mündigkeit“ zu entwickeln. 

Service: Ein ausführlicheres Konzept „Umweltfeste- Umwelt­
pass“ mit Kopiervorlage für Umweltpässe für 5,-Euro, 
incl. Porto (Postscheckamt Han. Stichwort- Umweltfest + 
Abs. - Kto.Nr.309199-309,BLZ.: 25010030)  kann angefordert 
werden.  Konzept „Elementare Umweltbildung“ Lit.: Hedwig 
Wilken : Kinder werden Umweltfreunde. Umweltbildung in 
Kindergarten und Grundschule. München 2002. 

Stellenausschreibung 

Das Staatliche Schulamt Perleberg beabsichtigt, folgende Stelle 

Schulleiterin/Schulleiter am 
Oberstufenzentrum Ostprignitz-Ruppin 
Alt Ruppiner Allee 39 
16816 Neuruppin 

zum 01.10.2002 neu zu besetzen. 

Aufgaben: 

a) Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage 
b) Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger 
c) 	Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, 

Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts- und Ar­
beitsbedingungen 

d) 	 Sicherung einer geordueten Unterrichts- und Erziehungsar­
beit e) Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mit­
wirkung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1. 	 Befähigung für das Lehramt an beruflichen Schulen oder 

Befähigung für die Laufbahn des Studienrates mit einem 
allgemein bildenden und einem berufsbezogenen Fach oder 
Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Sekundar­
stufe II mit der Befähigung als Diplomingenieurpädago-
ge/Diplomökonompädagoge, Diploruhandelslehrer, Di­
plomgewerbelehrer, sofern sie diese Voraussetzungen für 
die Übernahme in die Laufbahn des Studienrates erfüllen 

2. 	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis 

3. 	 Fähigkeit und Bereitschaft 
-	 zur kollegialen Zusammenarbeit, 
-	 zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar­

beit an der Schule, 
-	 zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, der 

Schulaufsicht und den 
- Mitwirkungsgremien, den Ausbildungsbetrieben, den 

zuständigen Stellen gemäß 
-	 Berufsbildungsgesetz oder der Handwerksordnung und 

dem Arbeitsamt 
-	 zur Vertretung der Schule in der Öffentlichkeit 

4. 	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belastbarkeit 

5. 	Sehr gute Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 
Bedingungen für die Entwicklung der brandenburgischen 
Schule 

6. 	 Gute Kenntnisse im kommunalen Haushaltsrecht 

7. 	 Gute Kenntnisse des gegebenen sozialen und regionalen 
Bedingungsfeldes. 

Vergütung: 

Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/en oder mit einer/m 
Angestellten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe 
A 16 BbgBesG (vergleichbar Vergütungsgruppe I BAT-O) be­
wertet. Eine Beförderung kann erst nach Erfüllung der schul­
laufbahnrechtlichen oder sonstigen Voraussetzungen erfolgen. 

Die Funktion als Schulleiterin oder Schulleiter wird zur Fest­
stellung der Bewährung in der Funktion übertragen. Die Fest­
stellung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. 
Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung berücksichtigt. 

Bewerbungen sind innerhalb von 4 Wochen nach Veröffentli­
chung dieser Ausschreibung an das 

Staatliche Schulamt Perleberg 
Berliner Straße 49 
19348 Perleberg 

zu richten. 
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Stellenausschreibung 
an einer deutschen Schulen im Ausland 

Die folgende Stelle als Fachberater(in)/Koordinator(in) 
ist zum 01.02.2003 zu besetzen: 

Oppeln, Polen 

Zu den Aufgaben eines/r Fachberaters(in)/Koordinators(in) ge­
hört es, den Einsatz deutscher Lehrkräfte an Schulen des Gast­
landes im Rahmen des Lehrerentsendeprogramms zu koordi­
nieren, die Behörden und Schulen bei der Planung und Vorbe­
reitung der Prüfungen zum Deutschen Sprachdipiom der KMK 
und der Zentralen Deutschprüfung -Aufbaustufe- zu beraten, 
den Prüfungsvorsitz an Prüfungsschulen zu übernehmen sowie 
ausgewählte Schulen im Wohngebiet der deutsche Minderhei­
ten zu betreuen. 

Außerdem führen sie Fortbildungsveranstaltungen für ver­
mittelte deutsche sowie einheimische Lehrkräfte durch, die an 
ausgewählten Schwerpunktschulen tätig sind. 

Die gesamte Tätigkeit erfolgt in großer Selbständigkeit und Ei­
genverantwortung und bietet erfahrenen und engagierten Lehr­
kräften die Chance einer höchst interessanten Auslandstätig­
keit. 

Voraussetzungen sind das 1. und 2. Staatsexamen für die Se­
kundarstufe II oder ein gleichwertiges Diplom in den Fächern 
Deutsch und/oder einer modernen Fremdsprache sowie ein­
schlägige Erfahrungen mit Deutsch als Fremdsprache. Wün­
schenswert sind außerdem Erfahrungen mit deutschsprachigem 
Fachunterricht an einer Schule im Ausland sowie Erfahrungen 
als Fortbildner. 

Wenn Sie bereits in die Bewerberdatei der Zentralstelle aufge­
nommen sind, teilen Sie bitte Ihr Interesse am Einsatz als Fach-
berater(in)/Koordinator(in) der Zentralstelle schriftlich (form­
los) mit, und zwar spätestens bis 15.06.2002. 

Neue Bewerbungen für eine Tätigkeit als Fachherater(in)/Koor-
dinator(in) richten Sie bitte auf dem Dienstweg ebenso bis spä­
testens 15.06.2002 an das 

Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle 
für das Auslandsschulwesen - VI R 1 50728 Köln 

Eine Kopie Ihrer Bewerbung schicken Sie bitte gleichzeitig un­
mittelbar an die Zentralstelle und eine zweite Kopie an das Mi­
nisterium für Bildung, Jugend und Sport, Frau Dr. Thiemann, 
Postfach 900161, 14437 Potsdam. 

Eine Berücksichtigung der Bewerbung kann nur bei rechtzeiti­
gem Vorliegen der vollständigen Bewerbungsunterlagen (Frei­
stellung, dienstliche Beurteilung) auf dem Dienstweg erfolgen. 

Bewerbungsunterlagen erhalten Sie über dieselbe Adresse oder 
die Homepage der Zentralstelle (www.auslandsschulwesen.de). 

Informationen über den Einsatz als Fachberater(in)/Koordina-
tor(in) in Oppeln erhalten Sie unter folgender Telefonnummer: 

01888-358-1438 (Herr Dr. Harmgardt) 
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